
 

 
 

 

GEMEINDE STADLAND 
Landkreis Wesermarsch 

_______________________________________________________________________ 

 
 

35. Änderung des Flächennut-
zungsplanes 

"Windenergieanlagenpark Mor-
genland" " 

 
Erneute Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 BauGB 

 
Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffent-

licher Belange (§ 4 (2) BauGB) 
 

und 

 
Erneut Beteiligung der Öffentlichkeit 

(§ 3 (2) BauGB) 

 
 

ABWÄGUNGSVORSCHLÄGE 
 

 
                                          28.11.2023



Abwägung 35. Änderung des Flächennutzungsplanes  
Erneute Behörden-/TÖB-Beteiligung                 keine Anregungen 
 

 

 

 
 

Träger öffentlicher Belange 
 

von folgenden Stellen wurden keine Anregungen vorgebracht: 
 

 
 

1. Stadt Brake (Unterweser)  
Fachbereich 60 
Schrabberdeich 1 
26919 Brake (Unterweser) 

 
2. Gemeinde Butjadingen 

Butjadinger Straße 59 
26969 Butjandingn-Burhave 

 
3. Gemeinde Ovelgönne 

Rathausstraße 14 
26939 Ovelgönne 

 
4. Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH 

Vahrenwalder Str. 236 
30179 Hannover 
 

 
 
 

 
 
 
 
 



Abwägung 35. Änderung des Flächennutzungsplanes 
Erneute Behörden-/TÖB-Beteiligung                         Anregungen 

 

 
 

Träger öffentlicher Belange 
 

von folgenden Stellen wurden Anregungen in der Stellungnahme vorgebracht: 
 

1. Landkreis Wesermarsch      Schreiben vom 13.11.2023 
Poggenburger Str. 15 
26919 Brake 

 
2. Landesamt für Bergbau Energie und Geologie   Schreiben vom 17.11.2023 

Postfach 51 01 53  
30631 Hannover  

 
3. LGLN - Kampfmittelbeseitigungsdienst     Schreiben vom 02.11.2023 

Georgstraße 4 
26919 Brake 
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Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

 

 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 

 Landkreis Wesermarsch 
Poggenburger Str. 15 
26919 Brake 
 

  

 zum erneuten Entwurf der 35. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Gemeinde Stadland nehme ich nach Prüfung der übersandten Unterlagen 
wie folgt Stellung: 

  

 1. Raumordnung und Städtebau 
Die untere Landesplanungsbehörde trägt keine Anregungen oder Beden-
ken vor. Es wird lediglich explizit auf die unter§ 245e Abs. 1 Satz 1 BauGB 
genannte Frist und der Notwendigkeit, dass bis dahin die Planunterlagen 
dem Landkreis Wesermarsch rechtzeitig zur Genehmigung vorzulegen 
sind, hingewiesen. 

  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Unterlagen werden recht-
zeitig an den Landkreis übermittelt. 

 2. Naturschutz 
Von Seiten der unteren Naturschutzbehörde wird folgender Hinweis gege-
ben: 
 
Dem Plan 1b des avifaunistischen Gutachtens ist zu entnehmen, dass sich, 
anders als im Umweltbericht (S. 16) beschrieben, im 100 m Radius ~um 
Teilbereich 1 ein Brutverdachts des Rotschenkels befindet. Innerhalb des 
200 m Radius befindet sich ein weiterer Verdacht des Rotschenkels. Über-
lagert wird der 100 m bzw. 200 m Radius von einem Uferschnepfen Revier 
mit Brutverdacht, nicht irrtümlicherweise von einem weiteren Rotschenkel 
Revier.  
 
Weitere Hinweise oder Anregungen werden durch die untere Naturschutz-
behörde nicht vorgetragen. 

  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Umweltbericht wird zum 
Feststellungsbeschluss klarstellend redaktionell ergänzt. 

 3. Sonstiges 
Weitere Anmerkungen wurden vonseiten der Fachämter im Rahmen des 
Auslegungsverfahrens nicht vorgetragen. 
 
Für weitere Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 Landesamt für Bergbau Energie und Geologie 
Postfach 51 01 53  
30631 Hannover 

  

 in Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange geben wir zum o.g. 
Vorhaben folgende Hinweise: 
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 

Boden 
Die Grundlage zur fachlichen Beurteilung des Schutzgutes Boden liefert in 
Deutschland das Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG). Bei Bau, Be-
trieb und Rückbau von Windenergieanlagen (WEA) sind Beeinträchtigun-
gen der im BBodSchG definierten Bodenfunktionen zu vermeiden oder zu 
mindern. Dies entspricht der Vorsorgepflicht des BBodSchG (§7). Schädli-
che Bodenveränderungen sind abzuwehren (BBodSchG §4). 
 
Zur Unterstützung bei der Bewertung der Bodenfunktionen und der Emp-
findlichkeiten von Böden stellt das LBEG über den NIBIS® Kartenserver 
bodenkundliche Netzdiagramme bereit, die in der Planung verwendet wer-
den können. Eine Beschreibung der Diagramme und Hinweise zur Anwen-
dung finden Sie in Geofakten 40. Entsprechend den Daten des LBEG sind 
die Böden empfindlich gegenüber Bodenverdichtung (siehe Auswertungs-
karte „Gefährdung der Bodenfunktionen durch Bodenverdichtung“ auf dem 
NIBIS® Kartenserver). Verdichtungen sind durch geeignete Maßnahmen 
zu vermeiden – zum Schutz und zur Minderung der Beeinträchtigungen des 
Bodens. 
 
Es wird begrüßt, dass das Thema der sulfatsauren Böden in den Unterla-
gen bereits thematisiert wird. Sulfatsaure Böden können zu bedeutenden 
Problemen bei Bauvorhaben führen. Ursache dieser Probleme sind hohe, 
geogen bedingte Gehalte an reduzierten anorganischen Schwefelverbin-
dungen (v. a. Eisensulfide wie Pyrit) in den Böden. Probleme treten dann 
auf, wenn diese z.B. im Rahmen von Bauvorhaben entwässert und/oder 
das Material aus dem natürlichen Verbund herausgenommen wird. Bei der 
daraus resultierenden Belüftung des Bodens bzw. des Bodenmaterials wird 
Pyrit oxidiert und erhebliche Mengen an Sulfat und Säure (bis pH< 4 im 
Boden) werden freigesetzt. Durch die Entwässerung und Umlagerung sul-
fatsaurer Böden ergeben sich erhebliche Gefährdungspotenziale für Bo-
den, Wasser, Flora, Fauna und Bauwerke. Wir weisen auf die erschienenen 
LBEG Veröffentlichungen „Sulfatsaure Böden in niedersächsischen Küs-
tengebieten“ Geofakten 24 und „Handlungsempfehlungen zur Bewertung 
und zum Umgang mit Bodenaushub aus (potenziell) sulfatsauren Sedimen-
ten“ Geofakten 25 hin. Zudem liegt der Erlass „Umlagerung von potentiell 
sulfatsauren Aushubmaterialien im Bereich des niedersächsischen Küsten-
holozäns“ (RdErl. d. MU vom 12.02.2019) vor. In diesen Unterlagen werden 
Hinweise für das Vor-Ort-Management gegeben sowie Möglichkeiten zum 
Umgang mit potentiell sulfatsaurem Aushubmaterial aufgezeigt. Unsere 

 
Die Hinweise zum Bodenschutz werden zur Kenntnis genommen. Im Zuge 
der nachfolgenden, verbindlichen Bauleitplanung werden alle Belange be-
rücksichtigt. 
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 

Auswertungskarten können auf dem NIBIS Kartenserver eingesehen wer-
den. 

 Bodenschutz beim Bauen 
In der Planung sollten zudem frühzeitig Grundsätze zum Bodenschutz beim 
Bauen verankert werden. Diese sind gemäß DIN 19639 u.a. dann von be-
sonderer Bedeutung, wenn die Böden nach der Maßnahme weiterhin die 
natürlichen Bodenfunktionen erfüllen sollen (z.B. die umliegenden landwirt-
schaftlichen Flächen). Beim Bau von Windenergieanlagen bestehen unter-
schiedliche Wirkfaktoren, die negative Beeinträchtigungen des Bodens 
auslösen können. In der Bauphase sind dies insbesondere Baustraßen, La-
ger-, Arbeits- und Abstellflächen, Befahrung durch Maschinen, Bodenaus-
hub und -umlagerung. Auch anlagebedingt sind Böden betroffen, insbeson-
dere durch Versiegelung oder die Verlegung von Kabelverbindungen im 
Boden. 
 
Aus bodenschutzfachlicher Sicht geben wir nachfolgend einige Hinweise 
zur Vermeidung und Minimierung von Bodenbeeinträchtigungen. Im Rah-
men der Bautätigkeiten sind insbesondere folgende DIN-Normen zu be-
rücksichtigen: DIN 19639 Bodenschutz bei Planung und Durchführung von 
Bauvorhaben, DIN 18915 Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Boden-
arbeiten, DIN 19731 Verwertung von Bodenmaterial. Um dauerhaft nega-
tive Auswirkungen zu vermeiden, sollten die Böden im Bereich der Bewe-
gungs-, Arbeits- und Lagerflächen durch geeignete Maßnahmen (z.B. 
Überfahrungsverbotszonen, Baggermatten) geschützt werden. Boden 
sollte im Allgemeinen schichtgetreu ab- und aufgetragen werden. Die La-
gerung von Boden in Bodenmieten sollte ortsnah, schichtgetreu, in mög-
lichst kurzer Dauer und entsprechend vor Witterung geschützt vorgenom-
men werden (gemäß DIN 19639). Außerdem sollte das Vermischen von 
Böden verschiedener Herkunft oder mit unterschiedlichen Eigenschaften 
vermieden werden. Auf verdichtungsempfindlichen Flächen sollten Stahl-
platten oder Baggermatten zum Schutz vor mechanischen Belastungen 
ausgelegt werden. Besonders bei diesen Böden sollte auf die Witterung und 
den Feuchtegehalt im Boden geachtet werden, um Strukturschäden zu ver-
meiden. Insbesondere bei größeren Vorhaben empfehlen wir die Hinzuzie-
hung einer Bodenkundlichen Baubegleitung und die Erstellung eines Bo-
denschutzkonzeptes. Ziel der bodenkundlichen Baubegleitung ist es, die 
Belange des vorsorgenden Bodenschutzes im Rahmen von Baumaßnah-
men zu erfassen, zu bewerten und negative Auswirkungen auf das Schutz-
gut Boden durch geeignete Maßnahmen zu vermeiden. Als fachliche 

  
Die Hinweise zum Bodenschutz werden zur Kenntnis genommen. Im Zuge 
der nachfolgenden, verbindlichen Bauleitplanung werden alle Belange be-
rücksichtigt. 
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 

Grundlage sollte DIN 19639 „Bodenschutz bei Planung und Durchführung 
von Bauvorhaben“ dienen. Der Geobericht 28 Bodenschutz beim Bauen 
des LBEG dient als Leitfaden zu diesem Thema in Niedersachsen. Weitere 
Hinweise zur Vermeidung und Minderung von Bodenbeeinträchtigungen 
sowie zur Wiederherstellung von Bodenfunktionen sind zudem in Geofakt 
31 Erhalt und Wiederherstellung von Bodenfunktionen in der Planungspra-
xis zu finden. Bei Rückbaumaßnahmen ist sicherzustellen, dass die natür-
lichen Bodenfunktionen wiederhergestellt werden. Mit dem niedersächsi-
schen Windenergieerlass (gem. RdErl. d. MU, d. ML, d. MI u. d. MW vom 
20.07.2021) wird die Rückbauverpflichtung dahingehend konkretisiert, dass 
„(…) grundsätzlich alle ober- und unterirdischen Anlagen und Anlagenteile 
sowie die zugehörigen Nebenanlagen wie Leitungen, Wege und Plätze und 
sonstige versiegelte Flächen (zurückzubauen sind)“. Ein Verbleib der Fun-
damente im Boden sollte somit ausgeschlossen werden. 
 
Beim Rückbau sind zudem bodenschutzfachliche Anforderungen zu beach-
ten. Wir weisen hierzu neben den Ausführungen in Kap. 4.4 des Windener-
gieerlasses auf den Leitfaden der Bund/ Länder Arbeitsgemeinschaft Bo-
denschutz (LABO) hin. 

 Hinweise 
Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, verweisen 
wir für Hinweise und Informationen zu den Baugrundverhältnissen am 
Standort auf den NIBIS ® Kartenserver. Die Hinweise zum Baugrund bzw. 
den Baugrundverhältnissen ersetzen keine geotechnische Erkundung und 
Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht. Geo-
technische Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung 
des geotechnischen Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in 
Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen Fassungen erfolgen. 
 
In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine wei-
teren Hinweise oder Anregungen. Die vorliegende Stellungnahme hat das 
Ziel, mögliche Konflikte gegenüber den raumplanerischen Belangen etc. 
ableiten und vorausschauend berücksichtigen zu können. Die Stellung-
nahme wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die verfüg-
bare Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu interpretieren noch 
erhebt sie Anspruch auf Vollständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht 
etwaige nach weiteren Rechtsvorschriften und Normen erforderliche Ge-
nehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligungen oder objektbezogene Untersu-
chungen. 

  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 

 LGLN - Kampfmittelbeseitigungsdienst      
Georgstraße 4 
26919 Brake 

  

 Sehr geehrte Damen und Herren, 
Sie haben das Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Nie-
dersachsen (LGLN), Regionaldirektion Hameln - Hannover (Dezernat 5 - 
Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD)) als Träger öffentlicher Belange gem. 
§ 4 Baugesetzbuch (BauGB) beteiligt. Meine Ausführungen hierzu entneh-
men Sie bitte der zweiten Seite; diese Stellungnahme ergeht kostenfrei. 
 
Sofern in meinen anliegenden Ausführungen eine weitere Gefahrenerfor-
schung empfohlen wird, mache ich darauf aufmerksam, dass die Gemein-
den als Behörden der Gefahrenabwehr auch für die Maßnahmen der Ge-
fahrenerforschung zuständig sind. Eine Maßnahme der Gefahrenerfor-
schung kann eine historische Erkundung sein, bei der alliierte Kriegsluftbil-
der für die Ermittlung von Kriegseinwirkungen durch Abwurfmunition aus-
gewertet werden (Luftbildauswertung). Der KBD hat nicht die Aufgabe, alli-
ierte Luftbilder zu Zwecken der Bauleitplanung oder des Bauordnungs-
rechts kostenfrei auszuwerten. Die Luftbildauswertung ist vielmehr gem. § 
6 Niedersächsisches Umweltinformationsgesetz (NUIG) in Verbindung mit 
§ 2 Abs. 3 Niedersächsisches Verwaltungskostengesetz (NVwKostG) auch 
für Behörden kostenpflichtig. Die Bearbeitungszeit für Luftbildauswertun-
gen beträgt derzeit beim KBD ca. 16 Wochen ab Antragstellung. Da diese 
Zeitspanne zwischen Erteilung einer Baugenehmigung und dem Baubeginn 
erfahrungsgemäß nicht verfügbar ist, empfehlen wir den Kommunen eine 
rechtzeitige Antragstellung. 
 
Sofern eine solche kostenpflichtige Luftbildauswertung durchgeführt wer-
den soll, bitte ich um entsprechende schriftliche Auftragserteilung unter Ver-
wendung des Antragsformulars und der Rahmenbedingungen, die Sie über 
folgenden Link abrufen können: 
 
http://www.lgln.niedersachsen.de/startseite/kampfmittelbeseitigung/luft-
bildauswertung/kampfmittelbeseitigungsdienst-niedersachsen-
163427.html 
 

Anlagen 
1 Kartenunterlage(n) 

  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

http://www.lgln.niedersachsen.de/startseite/kampfmittelbeseitigung/luftbildauswertung/kampfmittelbeseitigungsdienst-niedersachsen-163427.html
http://www.lgln.niedersachsen.de/startseite/kampfmittelbeseitigung/luftbildauswertung/kampfmittelbeseitigungsdienst-niedersachsen-163427.html
http://www.lgln.niedersachsen.de/startseite/kampfmittelbeseitigung/luftbildauswertung/kampfmittelbeseitigungsdienst-niedersachsen-163427.html
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 

 Für die Planfläche liegen dem Kampfmittelbeseitigungsdienst Niedersach-
sen die folgenden Erkenntnisse vor (siehe beigefügte Kartenunterlage): 
 
Empfehlung: Luftbildauswertung 
 
Fläche A 
 
Luftbilder:  
Die derzeit vorliegenden Luftbilder wurden nicht vollständig ausgewertet. 
Luftbildauswertung:  
Nach durchgeführter Luftbildauswertung wird keine Kampfmittelbelastung 
vermutet. 
Sondierung:  
Es wurde keine Sondierung durchgeführt. 
Räumung:  
Die Fläche wurde nicht geräumt. 
Belastung:  
Es besteht der allgemeine Verdacht auf Kampfmittel. 

  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 Fläche B 
 
Luftbilder:  
Die derzeit vorliegenden Luftbilder wurden nicht vollständig ausgewertet. 
Luftbildauswertung:  
Es wurde keine Luftbildauswertung durchgeführt. 
Sondierung:  
Es wurde keine Sondierung durchgeführt. 
Räumung:  
Die Fläche wurde nicht geräumt. 
Belastung:  
Es besteht der allgemeine Verdacht auf Kampfmittel. 

  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 In der vorstehenden Empfehlung sind die Erkenntnisse aus der Zeit vor der 
Einführung des Kampfmittelinformationssystems Niedersachsen (KISNi), 
dem 11.06.2018, nicht eingeflossen, da sie nicht dem Qualitätsstand von 
KISNi entsprechen. Sie können natürlich trotzdem von den Kommunen in 
eigener Zuständigkeit berücksichtigt werden. 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 Bitte senden Sie uns, nach Übernahme unserer Stellungnahme, zur Ar-
beitserleichterung keine weiteren Schreiben in dieser Angelegenheit zu. 
 

 Dem Hinweis wird gefolgt. 
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Anregungen von Bürgern 
 

 
Es wurden keine Anregungen vorgebracht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


